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Nachruf 
 
Der Landkreis Freyung-Grafenau trauert um  
 

Herrn Heinz Helmö 
 
Der Verstorbene war von 1966 – 1990 zunächst Mitglied des damaligen Kreistages des Land-
kreises Grafenau und nach der Gebietsreform Mitglied des Kreistags des Landkreises Freyung-
Grafenau. 
Von 1960 - 2002 war er 1. Bürgermeister der Gemeinde Thurmansbang. 
 
Heinz Helmö hat in seinem politischen Wirken viele zukunftsweisende Ziele, Pläne und Ideen 
zielstrebig angegangen und verwirklicht. 
Mit seiner vorausschauenden Art und seinem optimistischen Naturell hat er mitgeholfen, die 
Lebensgrundlagen unserer Region zu verbessern. Für seine kommunalpolitische Arbeit ge-
bührt ihm Dank und Anerkennung. Er hat als Bürgermeister und Kreisrat einen erfolgreichen 
Abschnitt in der Geschichte unseres Landkreises mitgestaltet.  
 
Der Landkreis wird sein Andenken in Ehren halten. Unser Mitgefühl gilt seiner Ehefrau und 
seiner Tochter. 
 
 
Landkreis Freyung-Grafenau 
Freyung, 26.02.2013 
 
 
Ludwig Lankl 
Landrat 
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Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
am 22. September 2013 

 
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 

für den Wahlkreis 227 Deggendorf 
vom 22. Februar 2013 

 
Aufforderung zur Einreichung von Kreis-

wahlvorschlägen 
 
Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 
1993 (BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2012 
(BGBl I S. 1501), in Verbindung mit § 32 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl 
I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der 
Zweiten Verordnung zur Änderung der Bundes-
wahlordnung und der Europawahlordnung vom 
3. Dezember 2008 (BGBl I S. 2378), fordere ich 
hiermit die Parteien und die Wahlberechtigten 
zur möglichst frühzeitigen Einreichung der 
Kreiswahlvorschläge auf. 
 
Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahl-
leiter spätestens am 
 

15. Juli 2013, 18.00 Uhr 
 
schriftlich einzureichen.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen 
zuständige Dienststelle des Kreiswahlleiters 
befindet sich in Landratsamt Deggendorf, 
Herrenstr. 18, 94469 Deggendorf, Zimmer-
Nr. 322, 3.OG. 
 
A. Voraussetzungen für die Einreichung  
       von Kreiswahlvorschlägen 

 
1. Kreiswahlvorschläge können von Par-

teien und nach Maßgabe des § 20 BWG 
von Wahlberechtigten eingereicht wer-
den. Eine Partei kann in jedem Wahl-
kreis nur einen Kreiswahlvorschlag 
einreichen. 

 
2. Parteien, die im Deutschen Bundestag 

oder einem Landtag seit deren letzter 
Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindes-
tens fünf Abgeordneten vertreten wa-
ren, können als solche einen Kreis-
wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 17. Juni 2013 bis 18.00 
Uhr dem Bundeswahlleiter (Statisti-
sches Bundesamt, Gustav-Stresemann-
Ring 11, 65189 Wiesbaden) ihre Betei-
ligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festge-
stellt hat. 
 

 

Nachruf 
 
 

Der Landkreis Freyung-Grafenau trauert um 
 

Herrn Maximilian Bruckner 
 
Der Verstorbene war seit 21.05.1984 beim Landkreis Freyung-Grafenau beschäftigt und seither 
in der Kreisbibliothek eingesetzt. Er hat mit Engagement und Freude seine ihm zugewiesenen 
Aufgaben erledigt. Durch sein freundliches Wesen war er bei Kollegen und Vorgesetzten glei-
chermaßen geschätzt und beliebt. 
 
Wir werden sein Andenken in Ehren halten.  
 
 
Landkreis Freyung-Grafenau 
Freyung, 19.03.2013 
 
Ludwig Lankl       Friedrich Weber 
Landrat            Personalratsvorsitzender 
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In der Anzeige ist anzugeben, unter 
welchem Namen sich die Partei an der 
Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss 
von mindestens drei Mitgliedern des 
Bundesvorstands, darunter dem Vor-
sitzenden oder seinem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Hat eine Partei keinen 
Bundesvorstand, so tritt der Vorstand 
der jeweils obersten Parteiorganisation 
an die Stelle des Bundesvorstands. Die 
schriftliche Satzung und das schriftli-
che Programm der Partei sowie ein 
Nachweis über die satzungsgemäße 
Bestellung des Vorstands sind der An-
zeige beizufügen. Der Anzeige sollen 
Nachweise über die Parteieigenschaft 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden. 
 

 3. Der Bundeswahlausschuss stellt spä-
testens am 5. Juli 2013 für alle Wahl-
organe verbindlich fest, welche Partei-
en im Deutschen Bundestag oder in ei-
nem Landtag seit deren letzter Wahl 
aufgrund eigener Wahlvorschläge un-
unterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren und wel-
che Vereinigungen, die ihre Beteiligung 
angezeigt haben, für die Wahl als Par-
teien anzuerkennen sind.  
Gegen eine Feststellung, die sie an der 
Einreichung von Wahlvorschlägen hin-
dert, kann eine Partei oder Vereini-
gung binnen vier Tagen nach deren 
Bekanntgabe Beschwerde zum Bun-
desverfassungsgericht erheben. In die-
sem Fall ist die Partei oder Vereini-
gung von den Wahlorganen bis zur 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, längstens bis zum Ablauf des 
25. Juli 2013 wie eine wahlvorschlags-
berechtigte Partei zu behandeln. 

 
B. Inhalt und Form der Kreiswahlvor 
       schläge 

 
1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahl-

vorschlag nur benannt werden, wer 
 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgeset-
zes ist, das 18. Lebensjahr vollendet 
hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG 
von der Wählbarkeit ausgeschlossen 
ist, 

 
b) als Bewerber einer Partei nicht Mit-

glied einer anderen als der den 
Kreiswahlvorschlag einreichenden 

Partei ist und in einer Mitgliederver-
sammlung zur Wahl eines Wahl-
kreisbewerbers oder in einer beson-
deren oder allgemeinen Vertreter-
versammlung entsprechend den 
Bestimmungen des § 21 BWG in ge-
heimer Abstimmung hierzu gewählt 
worden ist, 

 
c) seine Zustimmung dazu schriftlich 

erklärt hat; die Zustimmung ist un-
widerruflich. 

 
 Der Kreiswahlvorschlag darf nur den 

Namen eines Bewerbers enthalten. Je-
der Bewerber kann nur in einem 
Wahlkreis und hier nur in einem 
Kreiswahlvorschlag benannt werden. 

 
 
2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 

Muster der Anlage 13 zur BWO einge-
reicht werden. Er muss enthalten 
 
a) Familiennamen, Vornamen, Be-

ruf oder Stand, Geburtsdatum, 
Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) des Bewerbers, 

 
b) den Namen der einreichenden 

Partei und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch 
diese, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) de-
ren Kennwort. 

 
3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner 

Namen und Anschriften der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind 

von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstands des Landesverbandes, da-
runter dem Vorsitzenden oder seinem 
Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich zu unterzeichnen. Hat eine 
Partei in Bayern keinen Landesver-
band oder keine einheitliche Landesor-
ganisation, so müssen die Kreiswahl-
vorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände, in 
deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem 
Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die 
Unterschriften des einreichenden Vor-
stands genügen, wenn er innerhalb der 
Einreichungsfrist nachweist, dass dem 
Landeswahlleiter eine schriftliche, dem 
Satz 1 entsprechende Vollmacht der 
anderen beteiligten Vorstände vorliegt. 
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5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. 

genannten Parteien müssen außerdem 
von mindestens 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Kreiswahlvorschlags nachzuwei-
sen. 

 
6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wähler-

gruppen und Einzelbewerber) müssen 
von mindestens 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein (§ 20 
Abs. 3 BWG), Nr. 5 Satz 2 gilt entspre-
chend. Hierbei haben drei Unterzeich-
ner ihre Unterschriften auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 
7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den 

vorhergehenden Nummern 5 und 6 von 
mindestens 200 Wahlberechtigten un-
terzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14 zur BWO unter Be-
achtung des § 34 Abs. 4 BWO zu er-
bringen. Auf jedem Formblatt für eine 
Unterstützungsunterschrift kann nur 
eine Unterschrift geleistet werden. Die 
Formblätter werden auf Anforderung 
vom Kreiswahlleiter kostenfrei gelie-
fert. 
 
Bei der Anforderung sind Familienna-
me, Vornamen und Anschrift (Haupt-
wohnung) des vorzuschlagenden Be-
werbers anzugeben. Wird bei der An-
forderung der Nachweis erbracht, dass 
für den Bewerber im Melderegister ei-
ne Auskunftssperre gemäß Art. 31 
Abs. 7 Meldegesetz eingetragen ist, 
wird anstelle seiner Anschrift (Haupt-
wohnung) eine Erreichbarkeitsan-
schrift verwendet; die Angabe eines 
Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des 
Wahlvorschlags, der den Kreiswahlvor-
schlag einreichen will, sind außerdem 
bei Parteien deren Name und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, 
auch diese, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen deren Kennwort anzugeben. 
Die vorgenannten Angaben zum Be-
werber und zum Wahlvorschlagsträger 
sind vom Kreiswahlleiter im Kopf der 
Formblätter zu vermerken. 

 
Parteien haben ferner die Aufstellung 
des Bewerbers in einer Mitglieder- oder 
einer besonderen oder allgemeinen 
Vertreterversammlung zu bestätigen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem 
Formblatt oder gesondert (nach dem 
Muster der Anlage 14 zur BWO) eine 
Bescheinigung seiner Gemeindebehör-
de beizufügen, dass er im Wahlkreis 
wahlberechtigt ist. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen 
Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat 
jemand mehrere Kreiswahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift 
auf allen Kreiswahlvorschlägen ungül-
tig.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dür-
fen erst nach Aufstellung des Bewer-
bers durch eine Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung unterzeichnet wer-
den. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig. 

 
8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufü-
gen: 
 

a) Die Erklärung des vorgeschlage-
nen Bewerbers nach dem Muster 
der Anlage 15 zur BWO, dass er 
seiner Aufstellung zustimmt und 
für keinen anderen Wahlkreis 
seine Zustimmung zur Benen-
nung als Bewerber gegeben hat, 

 
b) eine Bescheinigung der zustän-

digen Gemeindebehörde nach 
dem Muster der Anlage 16 zur 
BWO, dass der Bewerber wähl-
bar ist, 

 
c) bei Kreiswahlvorschlägen von 

Parteien eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Beschluss-
fassung der Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung, in der der 
Bewerber aufgestellt worden ist, 
im Falle eines Einspruchs nach 
§ 21 Abs. 4 BWG auch eine Aus-
fertigung der Niederschrift über 
die wiederholte Abstimmung, mit 
der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG 
vorgeschriebenen Versicherung 
an Eides statt. Die Niederschrift 
soll nach dem Muster der Anla-
ge 17 gefertigt, die Versicherung 
an Eides statt nach dem Muster 
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der Anlage 18 abgegeben wer-
den. Ferner haben Parteien dem 
Kreiswahlvorschlag eine Versi-
cherung an Eides statt des vor-
geschlagenen Bewerbers gegen-
über dem Kreiswahlleiter nach 
dem Muster der Anlage 15 bei-
zufügen, dass er nicht Mitglied 
einer anderen als der den Wahl-
vorschlag einreichenden Partei 
ist.  

 
d) die erforderliche Zahl von Unter-

stützungsunterschriften nebst 
Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichner (siehe B.7.), 
sofern der Kreiswahlvorschlag 
von mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises unter-
zeichnet sein muss. 

 
9. Die einzureichenden Unterlagen sind 

in Schriftform rechtzeitig vorzulegen. 
Die Schriftform ist dann gegeben, wenn 
die schriftlich einzureichenden Unter-
lagen persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sind und beim zuständi-
gen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder 
Telefax nicht gewahrt. 

 
C. Zurücknahme und Änderung von  
       Kreiswahlvorschlägen sowie Beseiti 
       gung von Mängeln 

 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch ge-
meinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson zurückgenommen wer-
den, solange nicht über seine Zulassung 
entschieden ist. Ein von mindestens 200 
Wahlberechtigten unterzeichneter Kreis-
wahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene 
Erklärung zurückgenommen werden. 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 15. 
Juli 2013, 18.00 Uhr, kann ein Kreiswahl-
vorschlag nur durch gemeinsame schriftli-
che Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson und 
nur dann geändert werden, wenn der Be-
werber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. 
Das Verfahren nach § 21 BWG braucht 
nicht eingehalten zu werden, der Unter-
schriften nach den Punkten B.5. und B.6. 
bedarf es nicht. Nach der Entscheidung 
über die Zulassung des Kreiswahlvor-
schlags ist jede Änderung ausgeschlossen.  

Nach Aufforderung durch den Kreiswahllei-
ter sind etwaige Mängel im Kreiswahlvor-
schlag durch die Vertrauensperson rechtzei-
tig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist können nur noch Mängel an 
sich gültiger Wahlvorschläge behoben wer-
den (vgl. § 25 Abs. 2 BWG). 
 

Auskunft über Fragen, welche die Einreichung 
von Wahlvorschlägen betreffen, erteilt das Büro 
des Kreiswahlleiters. Dort sind auch die amt-
lich vorgeschriebenen Vordrucke nach An-
lage 14 (Unterstützungsunterschriften) sowie 
die weiteren Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 16, 
17 und 18 zur BWO für die Einreichung von 
Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztge-
nannte Vordrucke sind auch im Internetangebot 
des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.bayern.de abrufbar. 
 
 
Deggendorf, 25. Februar 2013 
Landratsamt Deggendorf 
Der Kreiswahlleiter 
 
gez. 
 
Peterle 
Regierungsdirektor 
 
 
 

Übung der Bundeswehr 
vom 02.04.2013 - 30.04.2013; 02.05.2013 - 

31.05.2013; 03.06.2013 - 28.06.2013 
 

Die Bundeswehr führt im Zeitraum vom 
02.04.2013 bis 28.06.2013 Übungen durch, an 
der Soldaten mit Räderfahrzeugen und Hub-
schraubern  teilnehmen. 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den 
Einrichtungen der übenden Truppe fernzuhalten 
und auf die Gefahren beim Auffinden von Muni-
tion und dergleichen zu achten. 
 
Die Gemeinden werden gebeten, die Jagdaus-
übungsberechtigten sowie die Bewohner abgele-
gener Gemeindeteile und Gehöfte in ortsüblicher 
Weise von der Übung zu verständigen. 
Auskünfte über die Abwicklung von Übungs-
schäden, die nicht durch den Flurschadensoffi-
zier abgegolten oder von Schadenstrupps der 
Bundeswehr beseitigt worden sind, erteilen die 
Gemeinden. 
 
Einwendungen gegen diese Übung oder ein-
schränkende Bedingungen sind dem Land- 
ratsamt sofort mitzuteilen. 
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Freyung, 05.03.2013 
Landratsamt Freyung-Grafenau 
 
Sedlmaier 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung  

gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4  
Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Das Landratsamt Freyung-Grafenau hat mit 
Bescheid vom 08.03.2013 unter dem Aktenzei-
chen 31-1-BG-617-2012 dem Kommunalunter-
nehmen Perlesreut, Unterer Markt 3, 94157 
Perlesreut, eine Baugenehmigung zur Errich-
tung eines „Generationenübergreifendes Frei-
zeitgelände Perlesreut“ auf dem Grundstück 
Flurnummer 458 der Gemarkung Perlesreut 
erteilt. 
 
Da im vorliegenden Fall an mehr als 20 Nach-
barn eine Zustellung der Baugenehmigung ge-
mäß Art.66 Abs. 1 Satz 6 BayBO erfolgen müss-
te,  wird diese nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO 
durch eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung als bewirkt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines 
Monats nach seiner Bekanntgabe (in Form die-
ser öffentlichen Bekanntmachung) Klage beim 
Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg 
(Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 
Regensburg; Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg) schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schrifts-
ätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden. 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

– Durch das Gesetz zur Änderung des Geset-
zes zur Ausführung der Verwaltungsge-
richtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Be-
reich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen den erteilten Be-
scheid Widerspruch einzulegen. 

– Die Klageerhebung in elektronischer Form 
(z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 

– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzan-
trägen zum Verwaltungsgericht seit 
01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten. 

– Gemäß § 212 a BauGB entfällt die aufschie-
bende Wirkung von Rechtsbehelfen Dritter 
gegen diesen Bescheid. Antrag auf Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung 
kann beim Landratsamt Freyung-Grafenau 
oder beim o. g. Verwaltungsgericht gestellt 
werden. 

 
Sonstige Hinweise 
Der Bescheid und die Akten des Baugenehmi-
gungsverfahrens können beim Bauamt des 
Landratsamtes Freyung-Grafenau, Grafenauer 
Straße 44, 94078 Freyung, Zi. Nr. 301, während 
der allgemeinen Geschäftszeiten eingesehen 
werden. Eine vorherige Terminvereinbarung 
unter 08551/57173 wird empfohlen. 
 
 
Freyung, 14.03.2013 
Landratsamt Freyung-Grafenau 
 
Höcherl 
Regierungsdirektor 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Herausgeber/Redaktion/Herstellung/Vertrieb: Landratsamt Freyung-Grafenau 

Wolfkerstraße 3, 94078 Freyung 
Telefon: 08551 57-0, Fax: 08551 57-252 
Email: info@lra.landkreis-frg.de 

 
Das Amtsblatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel monatlich. 
 
Das Amtsblatt ist auch über das Internet abrufbar (http://www.freyung-grafenau.de). 
 


